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Satzung über den Bebauungsplan Nr. 34.2 "Wohngebiet Mühlenblick- 
Erweiterung" östlich des Rosenweges der Stadt Grevesmühlen im 
Verfahren nach § 13b BauGB
Hier: Entwurfs- und Auslegungsbeschluss
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

05.03.2020 Bauausschuss Stadt Grevesmühlen
09.03.2020 Umweltausschuss Stadt Grevesmühlen
10.03.2020 Hauptausschuss Stadt Grevesmühlen
30.03.2020 Stadtvertretung Grevesmühlen

Beschlussvorschlag:
1. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 34.2, bestehend aus der Planzeichnung Teil 

(A), dem Text Teil (B) sowie den Örtlichen Bauvorschriften für das „Wohngebiet 
Mühlenblick- Erweiterung“ östlich des Rosenweges, begrenzt: 

- im Norden: durch den Getränkemarkt Marktkauf und den 
Getränkemarkt Schweim,

- im Osten: durch den Landwirtschaftsbetrieb Grevesmühlen e.G,
- im Südosten: durch Kleingärten,
- im Süden: durch Kleingärten,

- im Südwesten: durch die rückwärtigen Grundstücksgrenzen der 
Grundstücke „Mühlenblick“ Nr. 15, Nr. 17, und Nr. 19 
sowie durch den Verbindungsweg zu den Kleingärten,

- im Westen: durch die rückwärtigen Grundstücksgrenzen der 
Grundstücke „Alte Gärtnerei“ Nr. 6, Nr. 8, Nr. 10 und Nr. 12 

und der Entwurf der Begründung werden in der vorliegenden Fassung gebilligt 
und zu Auslegung bestimmt.

2. Der Entwurf des Bebauungsplanes und der Entwurf der Begründung sind nach § 3 Abs. 
2 BauGB für die Dauer eines Monats, mindestens jedoch für die Dauer von 30 Tagen 
öffentlich auszulegen. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind von 
der Auslegung zu benachrichtigen. Zusätzlich sind der Inhalt der Bekanntmachung der 
öffentlichen Auslegung und die nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB auszulegenden 
Unterlagen in das Internet einzustellen.

3. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
am Planverfahren zu beteiligen.

4. Die Abstimmung mit den Nachbargemeinden hat gemäß § 2 Abs. 2 BauGB zu erfolgen.

5. In der Bekanntmachung zur Öffentlichkeitsbeteiligung ist darauf hinzuweisen, dass nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können, sofern die Stadt Grevesmühlen deren 
Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist. 
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Sachverhalt:
Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen hat am 05.12.2011 den Beschluss zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 34 „Wohngebiet Mühlenblick“ östlich des Rosenweges 
gefasst. Der Aufstellungsbeschluss wurde ortsüblich bekannt gemacht. Zunächst wurde der 
Bebauungsplan Nr. 34. 1 für einen Teilbereich des Bebauungsplane Nr. 34 im zweistufigen 
Regelverfahren aufgestellt und realisiert. Der Bebauungsplan Nr. 34.2 als zweiter Teilbereich 
des Bebauungsplanes Nr. 34 soll als Bebauungsplan unter Einbeziehung von 
Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren nach § 13b BauGB ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt werden.
Mit dem Bebauungsplan Nr. 34.2 sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
städtebaulichen Neuordnung der derzeit ungenutzten innerstadtnahen Fläche entsprechend 
dem Gesamtkonzept des Standortes geschaffen werden. Das städtebauliche Ziel besteht in 
der Bereitstellung von Flächen für den individuellen Eigenheimbau in Form von Einfamilien- 
und Doppelhäusern, durch die Arrondierung des vorhandenen Wohnstandortes Mühlenblick, 
entsprechend den gesamtkonzeptionellen Zielsetzungen.
Die Öffentlichkeit konnte sich gemäß § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB über die allgemeinen Ziele 
und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung in der Zeit vom 12.06.2019 
bis zum 27.06.2019 unterrichten und sich während dieser Frist schriftlich oder zur 
Niederschrift zu dieser Planung äußern. Die berührten Behörden und Träger öffentlicher 
Belange wurden mit Schreiben vom 12.06.2019 zur Abgabe einer Stellungnahme gebeten. 
Die Öffentlichkeit und die berührten Behörden und Träger öffentlicher Belange haben 
Stellungnahmen abgegeben. Die vorgetragenen Belange wurden geprüft und überwiegend in 
den Entwurfsunterlagen beachtet. 

Finanzielle Auswirkungen: Kosten im HH eingeplant
 
Anlagen: 
Planzeichnung Teil-A
Text Teil-B
Begründung
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